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Autokratisierung, strategische Inputs und Abhängigkeiten

Sowohl der Aufstieg Chinas als auch der Angriff  Russlands auf die Ukraine haben gezeigt, 
dass wirtschaftliche Off enheit auch Abhängigkeiten schaff en kann, die für geopolitische 
Ziele genutzt werden. Ein vermehrter Einsatz von Handelsbeschränkungen und Sanktionen 
kann beobachtet werden. Dabei stellt sich die Frage, warum Autokratien als Handelspartner 
schwierig sind und wie mit ihnen in Zukunft umgegangen werden soll.
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Spätestens mit dem Handelskrieg zwischen China und 
den USA wurde klar, dass die Welt eine neue Ära des Sys-
temkonfl ikts zwischen Demokratien und Autokratien er-
lebt. Zwar wurde mit dem Fall der Sowjetunion der Beginn 
des „Long Peace“ erhoff t (Pinker, 2012) und weiter daran 
geglaubt, dass eine Konvergenz der politischen Systeme 
durch die Globalisierung stattfi nden würde (Pisani-Ferry, 
2021). Doch sowohl der wirtschaftliche und geopolitische 
Aufstieg Chinas als auch der Angriff  Russlands auf die Uk-
raine im Februar 2022 haben deutlich gemacht, dass wirt-
schaftliche Off enheit zwar gute Beziehungen zwischen 
Ländern fördern kann, aber ebenso Abhängigkeiten und 
Verwundbarkeiten schaff t. Diese werden zunehmend ge-
nutzt, um außen- und geopolitische Ziele zu erreichen: 
Es hat eine Geopolitisierung der Außenwirtschaftspolitik 
stattgefunden, die z. B. am vermehrten Einsatz von Han-
delsbarrieren und Sanktionen zu beobachten ist (Görg 
und Kamin, 2021).

Dies wirft insbesondere für die EU-Mitgliedstaaten Fragen 
auf, da deren Außenwirtschaftsbeziehungen bis 2019 von 
einem „Trade for all“-Gedanken geprägt waren und erst 
in den vergangenen Jahren eine Entwicklung zu größerer 
„open strategic autonomy“ begonnen hat. Neben dem 
Aspekt des Schutzes der heimischen Wirtschaft durch 
Instrumente wie den „Investment Screening Mechanism“ 
und das „Anti-Coercion-Instrument“ der EU stellt sich 
die Frage, in welcher Weise für die EU und Deutschland 
überhaupt Abhängigkeiten und Verwundbarkeiten beste-
hen. Darüber hinaus gilt es zu verstehen, wie mit autokra-
tischen Regierungen in Zukunft umgegangen werden soll. 
Dafür bedarf es zunächst eines Verständnisses, was Auto-
kratien als Handelspartner überhaupt so schwierig macht 
und warum dies jetzt gerade an Bedeutung gewinnt.

Sowohl die Bertelsmann Stiftung als auch das Varieties of 
Democracy Institute in Göteborg (V-Dem) haben die Wen-
de hin zu mehr Autokratien auf der Welt dokumentiert: Die 
Bertelsmann Stiftung mit dem Transformationsindex, V-
Dem mit dem Liberal Democracy Index. Letztere haben 
bereits 2019 auf die aktuelle 3. Welle der Autokratisierung 
hingewiesen (Lührmann und Lindberg, 2019). 2022 hat die 
Bertelsmann Stiftung mit ihrer Feststellung, dass es seit 
2004 das erste Mal wieder mehr Autokratien als Demo-
kratien auf der Welt gibt, nachgezogen. 

Dabei kann man bei der Diff erenzierung von Autokratien 
und Demokratien laut dem Regimes of the World Schema 
(RoW) vier Ausprägungen unterscheiden: die geschlosse-
nen Autokratien, in denen ein Einzelner oder eine Gruppe 
unkontrolliert Macht ausübt; die elektoralen Autokratien, 
in denen es zwar demokratische Wahlen gibt, diese aber 
weder fair, noch frei sind; die elektoralen Demokratien, in 
denen es faire und freie Wahlen, jedoch keine vollständig 
ausgeprägte Gewaltenteilung gibt und die liberalen De-
mokratien, in denen demokratische Institutionen am ef-
fektivsten realisiert und auch Minderheiten am wirkungs-
vollsten geschützt werden (Lührmann et al., 2018).
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Nach dieser Klassifi zierung gab es 2020 insgesamt 87 au-
tokratische (davon 25 geschlossene und 62 elektorale Au-
tokratien) und 92 demokratische Länder (davon 60 elek-
torale und 32 liberale Demokratien), was einen Anteil von 
52 % an Demokratien ergibt. Setzt man diese Zahlen je-
doch in Beziehung zur Verteilung der Weltbevölkerung auf 
diese Länder, zeichnet sich ein anderes Bild ab: So lebten 
2020 insgesamt 68 % der Weltbevölkerung in Ländern mit 
autokratischer Herrschaft, alleine 43 % der Weltbevölke-
rung gehen hierbei auf elektorale Autokratien zurück. Der 
große Prozentsatz entsteht dabei aufgrund bevölkerungs-
reicher Länder, wie z. B. der Türkei und Indien, die zuneh-
mend als autokratisch klassifi ziert werden (Boese, 2021).

Dass der Anteil an Autokratien und der Weltbevölkerung, die 
in Autokratien leben, steigt, erkennt man auch im Zeitverlauf 
seit 1900 deutlich. So gab es neben drei Demokratisierungs-
wellen (1. Welle nach Ende des Ersten Weltkriegs bis 1920, 2. 
Welle nach Ende des Zweiten Weltkriegs bis Ende der 1960er 
Jahre und 3. Welle 1980er Jahre bis Ende des Kalten Kriegs) 
jeweils auch eine anschließende Autokratisierungswelle. So 
begann die 3. Autokratisierungswelle um 1990 herum und 
dauert bis heute an (z. B. Huntington, 1993; Lührmann und 
Lindberg, 2019). Dabei nimmt seit Ende des Kalten Kriegs 
vor allem der Anteil an elektoralen Autokratien und elekto-
ralen Demokratien stetig zu – beides Regierungsformen, die 
aufgrund ihrer häufi g konzentrierten Macht anfälliger für po-
litische Instabilität sind als lange etablierte liberale Demokra-
tien, was wiederum als Treiber für weitere Autokratisierungs-
prozesse wirkt (z. B. Hegre, 2014; Boese et al., 2021).

Diese Veränderungen im Demokratieniveau einzelner Län-
der, die man z. B. mit dem Liberal Democracy Index von V-
Dem messen kann, zeigen auf Individualebene neben dem 
allgemeinen Trend der Autokratisierung weltweit auch, 
dass durch Ungarn und Polen (beide mit einer stark aus-
geprägten Autrokratisierungstendenz) nun auch in der EU 
der Trend endgültig Einzug gehalten halt – wobei Ungarn 
nach dem RoW-Schema seit 2019 sogar als erster auto-
kratischer EU-Mitgliedstaat gelistet ist (Maerz et al., 2020). 
Die Türkei und Serbien zeigen als Anrainer der EU eben-
falls sehr starke Autokratisierungstendenzen. Aber auch 
andere Staaten, wie z. B. die USA, wurden zunehmend un-
demokratischer in den vergangenen Jahren (Boese, 2021).

Warum ist dieser Trend nun besorgniserregend und für die 
Ökonomie relevant? Dazu können unterschiedliche Aspekte 
angeführt werden. So zeichnen sich Autokratien (mit einzel-
nen Ausnahmen wie China) durch ein eher schlechtes Wirt-
schaftswachstum aus (Knutsen, 2012). Gründe hierfür liegen 
häufi g am Ziel des eigenen Machterhalts der autokratischen 
Führer und Investitionen in eigener Sache anstelle des Erhal-
tens oder Schaff ens von Allgemeinwohl (Knutsen, 2020). Die 
Macht konzentriert sich per Defi nition in Autokratien fernab 

von Gewaltenteilung auf eine Person oder kleine Gruppe, die 
zumeist das System zur individuellen Bereicherung ausnutzt.

Dahingegen ist das durchschnittliche Wirtschaftswachstum 
in Demokratien höher (Acemoglu et al., 2019): Es werden 
mehr Ausgaben für den Sozialstaat und Investitionen in Bil-
dung und Gesundheit getätigt, was vor allem die Schwächs-
ten der Gesellschaft stärkt (Murshed et al., 2022). So ist z. B. 
die Kindersterblichkeit in Demokratien deutlich zurückge-
gangen (Wang et al., 2019). Darüber hinaus schränken ro-
buste politische Institutionen die Konzentration politischer 
Macht ein und wirken wohlfahrtssteigernd; Rechtsstaat-
lichkeit sorgt für sichere Investitionsumfelder und somit für 
Wirtschaftswachstum (Acemoglu und Robinson, 2012). De-
mokratien gelten außerdem als friedlicher: Der „demokrati-
sche Frieden“ zeigt, dass Demokratien weniger Kriege ge-
geneinander führen (z. B. Hegre, 2014). Zusammenfassend 
stellt die Demokratie also aktuell die Regierungsform mit der 
besten Chance dar, um marginalisierte Gruppen zu stärken 
und Konfl ikte friedlich zu lösen – weshalb der Autokratisie-
rungstrend als bedenklich einzustufen ist (Boese, 2021).

Zur Beleuchtung der wirtschaftlichen Verfl echtung mit Au-
tokratien zeigt Abbildung 1 das Handelsvolumen zwischen 
der EU und anderen Ländern, aufsummiert nach Systemen. 
Deutlich überproportional ist dabei der Handel mit anderen 
liberalen Demokratien (dunkelblaue Linie). Allerdings hat 
sich der Handel mit Autokratien (pinke Linie) seit 2000 und 
mit Ausnahmen eines deutlichen Rückgangs 2019 stetig 
erhöht. Gleiches gilt auch für den Handel mit geschlosse-
nen Autokratien ohne China (hellrosa Linie) sowie mit elek-
toralen Autokratien (graue Linie). Wenn auch nach wie vor 
liberale Demokratien der größte Partner sind, zeigt die Ab-
bildung doch deutlich, dass autokratische Regime zuneh-
mend eine Rolle im Handel spielen, was die Notwendigkeit 
der Untersuchung der Handelsbeziehungen zu diesen Sys-
temen unterstreicht. Für die EU spielen Autokratien somit 
nicht nur politisch, sondern vor allem handelspolitisch eine 
zunehmend größere und zudem besondere Rolle.

Dabei sind die EU-Länder, aber auch andere demokratische 
Staaten – wie der aktuelle Konfl ikt mit Russland gezeigt hat 
– in besonderem Maße von Ressourcen, aber auch von Zwi-
schenprodukten aus autokratisch regierten Ländern abhän-
gig (Grimm et al., 2022). Die EU-Kommission hat 30 kritische 
Rohstoff e identifi ziert, die eine besondere Bedeutung für die 
Funktionsfähigkeit der europäischen Industrie haben (EU-
Kommission, 2020). So werden diese Rohstoff e für Schlüs-
seltechnologien, Batterien und Halbleiter gebraucht, spielen 
aber auch eine wichtige Rolle für zivile kritische Infrastruktu-
ren (z. B. Energie), in der Verteidigung und für die Transfor-
mation der Wirtschaft im Bereich der Klimaanpassung (z. B. 
DERA, 2021). Abhängigkeiten und Schwierigkeiten beste-
hen unter anderem deswegen, weil Abbau und Weiterverar-
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Abbildung 1
Handelsvolumen zwischen liberalen Demokratien 

und anderen Regierungsformen

Quellen: UN Comtrade (2021), V-Dem (2021).

beitung oftmals stark geografi sch konzentriert sind und weil 
es für diese kritischen Rohstoff e entweder schon jetzt eine 
stark wachsende Nachfrage gibt oder diese im Rahmen der 
wachsenden Nachfrage nach klimafreundlichen Technologi-
en für die kommenden Jahre prognostiziert ist (IEA, 2021). 
Die Konzentration auf wenige Lieferanten und Produzenten, 
wie z. B. bei Bor, Lithium, Magnesium, Titan und Seltenen 
Erden, sorgt zudem für Anfälligkeit gegenüber Preisschwan-
kungen. Für die EU spielt es sowohl für die interne als auch 
für die externe Gewinnung dieser Rohstoff e eine Rolle, dass 
der Abbau häufi g aufwändig und umweltschädlich ist. Dies 
hat zu einer Konzentration des Bergbaus geführt: so wird 
z. B. Magnesium zu 84 % in China produziert, obwohl es in 
weiten Teilen der Welt häufi g vorkommt (USGS, 2022). Chi-
na hat seine Produktionskapazitäten in diesem Bereich in 
den vergangenen Jahren besonders stark ausgebaut. Der 
dadurch entstehende Preisdruck hemmt den Abbau in der 
EU und anderen westlichen Ländern. Dies hat in der Vergan-
genheit dazu geführt, dass Produktionsstätten teilweise ge-
schlossen oder gar nicht erst aufgebaut wurden.

Ein Beispiel für die besonderen Abhängigkeiten und ih-
re geopolitische Bedeutung, das in der Handelspolitik oft 
vernachlässigt wird, sind die medizinischen Güter. Hier hat 
die COVID-19-Pandemie Importabhängigkeiten der EU von 
Autokratien off engelegt. Das gesteigerte Interesse an der 
Identifi kation und der Überwindung dieser Abhängigkei-
ten ist nicht zuletzt damit zu begründen, dass zahlreiche 
Staaten – unter anderem China und Indien – zu Beginn der 
Pandemie den Import von Schutzausrüstung und Arznei-
stoff en sowie Medikamenten beschränkten (BDI, 2020). 
Neben diesen Restriktionen unterstreichen aber vor allem 
die „Maskendiplomatie“ sowie die „Impfdiplomatie“ der 
chinesischen Regierung das geopolitische Potenzial medi-
zinischer Güter. Die umfangreiche Versorgung von Ländern 

mit Schutzausrüstung sowie Vakzinen im späteren Verlauf 
der Pandemie ist dabei in direktem Zusammenhang mit 
der „Belt and Road Initiative“ zu sehen. Sie kann als Chi-
nas Versuch verstanden werden, als verantwortungsvolle 
Großmacht angesehen zu werden und den eigenen Einfl uss 
– vor allem in Staaten mit niedrigen und mittleren Einkom-
men – gegenüber dem Westen zu stärken (Rudolf, 2021).

Erste Analysen zeigen, dass deutliche Konzentrationen im 
Handel mit medizinischen Gütern existieren. Insgesamt 
stammen etwa 75 % aller Anträge für Zulassungszertifi kate 
neuer Arzneimittel-Generika in der EU aus China oder In-
dien. Mit Blick auf die seit 2014 zunehmende Autokratisie-
rung Indiens kommen damit etwa ¾ aller neu zugelassenen 
Arzneimittel-Generika aus nicht-demokratischen Staaten 
(NIKKEI Asia, 2022). Zudem importiert selbst Indien zahl-
reiche Rohmaterialien zur Herstellung von Generika aus 
China, was auch für die Produktion von noch patentge-
schützten Arzneimitteln innerhalb der EU gilt (Francas et al., 
2022). Mit Blick auf einzelne Wirkstoff e ergeben sich zudem 
noch deutlichere Abhängigkeiten und damit Potenziale für 
die Nutzung von medizinischen Gütern als geopolitische 
Druckmittel. Mit einem Anteil von rund 79 % (2021) ist China 
seit 2001 kontinuierlich zum nunmehr größten Handelspart-
ner der EU beim Import von Antibiotika-Wirkstoff en aufge-
stiegen. Während des gleichen Zeitraums haben sich die 
Antibiotika-Exporte Chinas in afrikanische Staaten fast ver-
zehnfacht und liegen damit dreimal so hoch wie die Exporte 
der EU (Bayerlein, 2022). Dies verdeutlicht, dass es sich bei 
Masken- und Impfdiplomatie um keine Einzelfälle handelt, 
sondern um einen strategischen Ausbau geopolitischer In-
terdependenzen im Handel mit medizinischen Gütern.

Während der Handel mit medizinischen Produkten nur ein 
sektorales Beispiel für die „weaponization of interdepen-
dence“ (Farrell und Newman, 2019) und die dadurch ent-
stehenden und geopolitisch nutzbaren Abhängigkeiten dar-
stellt, lässt sich auch international mit den Daten von Global 
Trade Alert beobachten, dass autokratische Regierungen 
eher zu Handelsrestriktionen greifen als liberale Demokra-
tien. Abbildung 2 zeigt eine grundsätzliche Zunahme von 
Handelsrestriktionen, die aber im Fall autokratischer Re-
gime noch verstärkt auftritt. Die Verringerung der Restriktio-
nen elektoraler Demokratien und die gleichzeitige Erhöhung 
im Fall elektoraler Autokratien ist mit der Veränderung des 
Demokratierankings Indiens zu erklären. Dies unterstreicht 
auch, warum weitere Autokratisierung existierende Han-
delsbeziehungen belasten und den Anteil des Handels mit 
autokratischen Regierungen dynamisch verändern kann.

Diversifi zierung oder Hinwendung zu mehr demokratischen 
Handelspartnern allein ist aufgrund der Importkonzentra-
tionen wichtiger Güter aus wenigen eher nicht demokrati-
schen Lieferländern wenigstens in der kurzen Frist oftmals 
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nicht möglich, um Abhängigkeiten von diesen Ländern zu 
verringern. Hinzu kommt die Struktur des Handels und der 
Märkte: Zum einen sind große wachsende Märkte häufi g 
keine Demokratien, zum anderen ist der Handel mit die-
sen Ländern asymmetrisch (einfache werden gegen hö-
herwertige Produkte getauscht), sodass eine Diversifi zie-
rung oftmals in Richtung Schwellenländer gehen würde 
(Menkhoff , 2022). Die Verfügbarkeit von Ressourcen und 
Zwischenprodukten aus Schwellenländern ist dabei nicht 
nur mit einem hohen Risiko aufgrund von autokratischen 
Regierungssystemen und deren erratischem Verhalten ver-
bunden, sondern auch Konfl ikte und Populismus spielen in 
vielen dieser Länder eine Rolle als Treiber von wirtschaftli-
cher Unsicherheit. Die EU muss sich daher für ihre Außen- 
und Außenwirtschaftspolitik eine Strategie im Umgang mit 
autokratisch regierten Staaten zurechtlegen. Dafür wird es 
aber zunächst einmal notwendig sein, nicht nur eigene Ab-
hängigkeiten, Bedarfe und Ziele zu verstehen und zu formu-
lieren, sondern auch ein besseres Verständnis von autokra-
tischen Regimen und ihrer Handelspolitik aufzubauen.
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Abbildung 2
Zahl der Handelsrestriktionen nach Regierungsform

Quellen: Global Trade Alert (2022), V-Dem (2021).

Title: A Turning Point for Foreign Economic Policy
Abstract: There is currently a geopoliticisation of foreign policy, which is primarily driven by dependencies on autocratic systems. Au-
tocracies are constantly on the rise, especially when measured by the percentage distribution of the world population. Even though the 
EU still trades with signifi cantly more democracies than autocracies, trade relations with autocracies are often characterised by strong 
dependencies, especially with regard to critical raw materials such as lithium or magnesium. This also applies to the market for medical 
products, where China in particular uses its position as the main supplier to expand its geopolitical infl uence. This, together with the fact 
that autocracies are generally more likely to impose trade restrictions than democracies, means that the EU needs a strategy for how to 
handle trade with autocratic regimes in the future.
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